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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes 
den vom Deutschen Bundesrat beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Reichsmarkver- 
bindliclikeiten zwischen Gebietskörperschaften 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, gegen den Entwurf keine 
Bedenken zu erheben. 


Dr. Adenauer 
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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

über Reichsmarkverbindlichkeiten zwischen 
Gebietskörperschaften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Reichsmarkverbindlichkeiten zwischen Län- 
dern, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Ge- 
bietskörperschaften) erlöschen, soweit sie vor dem 
21. Juni 1948 fällig geworden sind. 

(2) Reichsmarkverbindlichkeiten aus Abgaben 
zwischen Gebietskörperschaften erlöschen ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Fälligkeit. 

§ 2 

(1) Folgende Reichsmarkverbindlichkeiten zwi- 
schen Gebietskörperschaften erlöschen nicht: 

a) Verbindlichkeiten aus Darlehen mit einer 
Laufzeit von mindestens einem Jahr, Anleihen 
und Wertpapieren, sowie alle sonstigen Ver- 
bindlichkeiten, wenn die Forderung der 
Gläubigerin durch Hypothek, Grund- oder 
Rentenschuld gesichert ist. 

b) Verbindlichkeiten, die mit einer von der 
Gläubigerin nach dem 20. Juni 1948 Dritten 
gegenüber in Deutscher Mark zu erfüllenden 
Verbindlichkeit in unmittelbarem wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen, 

c) Verbindlichkeiten, die mit einer der Schuld- 
nerin gegen Dritte zustehenden nach . dem 
20. Juni 1948 zu erfüllenden Forderung in 
unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammen- 
hang stehen, 

d) Verbindlichkeiten, die nach § 18 Absatz 1 
des Umstellungsgesetzes umgestellt werden, 

e) Verbindlichkeiten zwischen Ländern, die sich 
aus der Auflösung des Haushalts der briti- 
schen Zone ergeben. 

(2) Absatz 1 Buchst, a) gilt nicht für Zinsen, 
Tilgungsraten und andere regelmäßig wiederkeh- 
rende Leistungen, die vor dem 21. Juni 1948 fällig 
geworden sind. 
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§ 3 

(1) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
eine Reichsmarkverbindiichkeit auf Grund dieses 
Gesetzes erlischt, entscheidet eine Schiedssteile. 
Diese Schiedssteile besteht aus einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern. 

(2) Jede Partei hat das Recht, einen der Bei- 
sitzer zu bestellen. 

(3) Sind mehrere Länder oder verschiedenen 
Ländern angehörige Gemeinden (Gemeindever- 
bände) beteiligt, so führt ein vom Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu bestimmendes Mit- 
glied dieser Behörde den Vorsitz der Schiedssteile. 
In den übrigen Fällen bestimmt der Präsident des 
Landesrechnungshofes ein Mitglied zum Vorsitzen- 
den. 

(4) Gemeinden (Gemeindeverbände) haben den 
Antrag auf Bestimmung eines Vorsitzenden und die 
Mitteilung an die Gegenpartei über die Einleitung 
des Schiedsverfahrens über die zuständige Auf- 
sichtsbehörde zu leiten. 

(5) Die Entscheidung der Schiedssteile ist end- 
gültig. 

§ 4 

Dieses Gesetz findet auf bereits erfüllte Ver- 
bindlichkeiten keine Anwendung. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 21. Juni 
1948 in Kraft. 
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B e g r ü n düng 

Das Bestreben 'der Länder, Gemeinden, und Gemeindeverb aride, ihre 
laufenden Reichsmarkschuld Verhältnisse noch vor der Währungs- 
reform abzuwickeln, hat sich zum Teil aus verwaltungstechnischen 
Gründen nicht mehr rechtzeitig verwirklichen lassen. Infolgedessen 
ist zwischen diesen Gebietskörperschaften ein Block alter Forderungen 
verblieben, deren Bereinigung mit diesem Gesetz erreicht werden soll- 

Grundsätzlich ist vorgesehen, daß die Reichsmarkschuldverhältnisse 
zwischen Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden erlöschen, 
soweit die Forderungen vor dem 21. Juni 1948 fällig geworden 
sind. Eine derartige Regelung entspricht dem Erfordernis einer 
Rationalisierung der Verwaltung. Der Verzicht auf den Ausgleich 
von Reichsmarkverbindlichkeiten erspart die Bereitstellung neuer 
Deckungsmittel für Ausgaben, die aus den vor der Geldreform 
eingegangenen Einnahmen mit der Wirkung hätten äbgedeckt 
werden können, daß die überwiesenen Beträge in der Hand des 
Empfängers wertlos geworden wären. Die Streichung erspart 
zudem die mit der Umstellung und Abwicklung verbundene er- 
hebliche Verwaltungsarbeit und ermöglicht einen reibungslosen, 
mit umfangreichen Abrechnungen aus der Vergangenheit nicht 
beschwerten Beginn der DM-Rechnung. 

Die Streichung der Schuldverhältnisse läßt sich nicht unterschieds- 
los durchführen. Damit aber der mit dem Gesetz verfolgte Ra- 
tionalisierungszweck erreicht werden kann, ist es notwendig, 
die Ausnahmen von dem Grundsatz auf ein Mindestmaß zu beschrän- 
ken. Daher sind nur die folgenden Ausnahmen vorgesehen: 

Zum Kapitalvermögen gehörende Forderungen sollen auf recht er- 
halten bleiben; das Erlöschen beschränkt sich auf die vor dem 
21. Juni 1948 fällig gewordenen Zins- und Tilgungsraten. 

Aufrecht zu erhalten sind ferner Forderungen, soweit die Gläubige- 
rin selbst Dritten gegenüber zahlungspflichtig bleibt (Beispiel: Der 
Kreiskommunal verband hat eine Anleihe auf genommen und sie 
an mehrere Gemeinden weitergegeben. Es sind noch Zins- und 
Tilgungsraten rückständig, für die der Kreis haftet) oder soweit 
die Schuldnerin selbst Ansprüche gegen Dritte geltend machen 
kann (Beispiel: Die Gemeinden haben aus ihnen zur Verfügung 
stehenden Mitteln eines übergeordneten Verbandes Wohnungsbäu- 
darlehen an Dritte vergeben. Es sind noch Zins- und Tilgungs- 
raten rückständig, die abgeführt werden müssen). 

Verbindlichkeiten, die nach § 18 des Umstellungsgesetzes im Ver- 
hältnis 1 : 1 umgestellt werden, sollen nicht erlöschen. 

Zu den Reichsmarkforderungen, die gesondert zu behandeln sind, 
gehören schließlich auch die Ansprüche, die sich für die Länder 
der britischen Zone aus der Auflösung des Zonenhaushalts er- 
geben; es handelt sich in erster Linie um Ansprüche auf Be- 

teiligung an den Beihilfen, die der Haushalt der britischen Zone 
in den Rechnungsjahren. 1946/47 für die Kohle- und Stahlindustrie 
gezahlt hat und um die Ansprüche aus der Abrechnung der 
zweizonalen Verwaltungsämter für das Rechnungsjahr 1946. In 
diesen Fällen haben die Zahlungen aus dem Haushalt der bri- 
tischen Zone zu einer entsprechenden Erhöhung der auf die 

Länder der britischen Zone übergegangenen Zonenschuld geführt. 
Die Frage, ob hier ein Ausgleich mit den Ländern anderer Zonen 
stattzufinden hat, ist noch nicht entschieden. 
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Da einige Steuern, die das wirtschaftliche Ej*gebnis des am 
20. Jxmi 1948 endenden Zeitraums erfassen, erst nach diesem Tag 
fällig geworden ^ind (z. B. Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer), 
müssen insoweit auch nach dem 20. Juni- 1948 fällig gewordene 
Forderimgen in den Kreis der erlöschenden Verbindlichkeiten 
einbezogen werden. 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes beschränkt sich auf die 
Länder, die Gemeinden und die Gemeinde verbände. 


Dr. Hilpert 



